
Gemeindefusionen seien
sinnvoll, findet Camille Gira,
lösten aber das Grundprob-
lemnicht. "Wenn Tandel und
Fouhrenfusionieren, kommen
1.500 Einwohner zusammen.
Damit ist man dort weiterhin
auf eineregionale Zusammen-
arbeit angewiesen." Die Idee
eines Regionalfonds, der fi-
nanzielle Anreize zur Zusam-
menarbeit schaffen soll, ist
i mBericht der Chamberkom-
missionenthalten. Camille Gi-
raist skeptisch, ob sie umge-
setzt wird: "Bei mThemaStaat
und Gemeinden gehen die
Meinungen von DP und CSV
auseinander. Auch CSV-intern
gibt es große Unterschiede
zwischen Berichterstatter
Marco Schank und den Regie-
rungsmitgliedern, die das
letzte Wort haben." Inder Tat,
sogar wenn bei Gelegenheit
der Orientierungsdebatte
weitreichende Motionen an-
genommen werden - die Ab-
sti mmungen erfolgen erst
nach Redaktionsschluss -, so
kann der zuständige Minister
sie nochimmerin der Schub-
ladeverschwindenlassen.

Umbei diesemThemaihre
Eigenständigkeit auch gegen-
über dem Koalitionspartner
zu verdeutlichen, hatte die
DP bereits in der Vorwoche
eine Pressekonferenz veran-
staltet. "Statt Gemeindefusio-
nenzufördern, sollte mandie
Zusammenarbeit zwischen
den Gemeinden finanziell un-
terstützen", so Emile Calmes,
Bürgermeister von Bettborn.
"Fusionen bringen keine Vor-
teile, außer dass weniger Ge-
meinden auch weniger Arbeit
für denInnenminister bedeu-
tet." In einemweiteren Punkt
legt sich die DP quer: Anders
als i m Bericht der Chamber-
kommission, der nur die fi-
nanzielle Besserstellung von
großen Landgemeinden for-
dert, möchten die Liberalen
auch die Sonderrolle der "ca-
pitales régionales" gewürdigt
sehen. Kein Zufall, stellt die
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Neue AufgabenverteilungKinderbetreuung,
Citybus, nachhaltige

Entwicklung:
die Gemeinden
übernehmen

neue Aufgaben.
Die Gesetze müssen
reformiert werden,

doch die Regierungtut
sichschwer, und unter
KommunalpolitikerInnen

herrscht weiterhin
Diskussionsbedarf.

"Drei Jahre hat die Vorbe-
reitung dieser Orientierungs-
debatte gedauert, und he-
rausgekommen ist dabei ein
Bericht, der vor allemaus all-
gemeinen Floskeln besteht",
schi mpft Etienne Schneider,
parlamentarischer Sekretär
der LSAP. Im Vorfeld der
Orientierungsdebatte zur
Kompetenzverteilung zwi-
schen Staat und Gemeinden
hatten die sozialistischen Ge-
meinderäte am vergangenen
Mittwoch, einen Tag vor der
Debatte, zu einer Pressekon-
ferenz eingeladen.
Die LSAP könne den größ-

ten Teil der Inhalte des von
der "Commission des Affaires
intérieures" verabschiedeten
Berichtes mittragen, soEtien-
ne Schneider weiter, denn es
handlesichumAussagen, die
dem "gesunden Menschen-
verstand" entsprängen. Ange-
sichts des Nachholbedarfs,
was die Zuständigkeiten der
Gemeinden betrifft, gehe der
Bericht aber nicht weit ge-
nug. Das Problem sei, dass
mandas Pferdvonhintenauf-
gezäumt habe. "Man hätte in
der Chamberkommission zu-
erst über zukünftige Struktu-
ren diskutieren sollen, über
Gemeindefusionen, Regionali-
sierung und Landesplanung.

Weil diese Dinge nicht klar
sind, werden am Ende des
Diskussionsprozesses wohl
nur wenige neue Zuständig-
keitenfür die Gemeinden de-
finiert werden", sagt Etienne
Schneider.

Fusion oder Region?
Ziemlich weit gehen die

Vorschläge der "Fédérations
des conseillers communaux
socialistes" (FCCS), was die
Strukturierung der Lokalpoli-
tik der betrifft. So spricht sie
sichdeutlichfür die-freiwilli-
ge - Fusion von kleinen Ge-
meinden aus. "Darüber hi-
naus wäre die Regionalisie-
rung, dieSchaffungeiner neu-
en Ebene zwischen Staat und
Gemeinden, wohl die beste
Lösung", so Etienne Schnei-
der. Allerdings gebe es Dis-
kussionsbedarf darüber, ob
diese Regioneneineneigenen
Apparat erhalten sollten und
welche Gemeinden welchen
Regionen zuzuordnen seien.
Einen ersten Schritt in diese
Richtungsieht erinderregio-
nalen Zusammenarbeit, vor
allemin den i m Aufbau be-
findlichen "Syndicats à voca-
tions multiples". Der Irrwitz,
dass jede Gemeinde ihr eige-
nes Kulturzentrumundihr ei-
genes Schwimmbad errichte,
müsseeinEnde haben.
Inanderen Bereichendage-

gen, so die Meinung der FC-
CS, seiendie Gemeindenstär-
ker gefordert. Tom Jungen,
LSAP-Gemeinderat in Roeser,
findet die Unterteilung in
"missions obligatoires" und
"missions facultatives" nicht
mehr zeitgemäß - i mmerhin
geht sie auf zwei Dekrete von
Ende des 19. Jahrhunderts
zurück. Ein Teil derfakultativ
zu erbringenden Leistungen
gehöre längst zum Standard
und müsse obligatorisch wer-
den. So zum Beispiel bei m
"Office social", dem so ge-
nannten Aarmebüro: Es müs-
se die Ursachen sozialer
Probleme hinterfragen und
für eine Betreuung sorgen,
findet TomJungen. "Die Zei-
ten, in denen das Aarmebüro
nur aus einer Kasse bestand,
sindvorbei."

Auch i m Bereich Umwelt-
und Entwicklungspolitik soll-
ten seiner Ansicht nach Ge-
meinden eine Vorreiterrolle
spielenundsicheinsetzenfür
ein Umdenkeninder Bevölke-
rung. Leider lasse es die Re-
gierung in diesen Fragen an
Kohärenz fehlen: Während
Umweltminister Charles Goe-
rens sichfür mehr Initiativen
i m Bereich Kli maschutz aus-
spreche, blockiere Innenmi-
nister Michel Wolter ebendie-
se Initiativen, klagt TomJun-
gen. Zum Beispiel i m Fall
Bettborn: Dort hatte der Mi-
nister die finanzielle Beteili-
gung der Gemeinde an einem
Windpark abgelehnt. Energie-
erzeugung sei nicht Aufgabe
der Gemeinden, sondern ein
der Privatinitiative vorbehal-
tener Bereich, so seine rest-
riktive Lesart des Gemeinde-
gesetzes.

Minister, darf ich?
Camille Gira (Déi Gréng)

meint dazu im Gespräch mit
der woxx: "Wir sollten dahin
kommen, dass die Gemeinden
alle Aufgaben wahrnehmen
dürften, die nicht ausdrück-
lich per Gesetz ausgeschlos-
sen sind." Im Rahmen der
Orientierungsdebatte würden
die Mehrheitsparteienzu die-
semPunkt leider keine Moti-
on vorlegen. Deshalb beab-
sichtigen Déi Gréng, eine der
Schlussfolgerungen des Kom-
missionsberichts, die"une vi-
sion large de ce qui est
d'intérêt communal" fordert,
als Motion einzubringen.
Möglichst vieles obligato-
risch zu machen, sei aber
auch nicht sinnvoll, so Camil-
le Gira. Die Ausweitung der
kommunalen Dienstleistun-
gen ließe sich besser durch
gezielte finanzielle Unterstüt-
zungerreichen.
Nicht i mmer sei aber die

kommunale Ebene die beste:
"Transportpolitik ist eigent-
lich nicht Sache jeder einzel-
nen Gemeinde. Statt dass vie-
le kommunale Citybusse ne-
beneinander fahren, müssten
regionale Linien gemein-
sam geplant und verwaltet
werden."
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Stille Mehrheit
(RK) - I n Sachen Neuverteil ung der Kompetenzen zwischen
Staat und Gemeinden schei nt der Nachhol bedarf so groß zu
sei n, dass über viele Punkte Konsens herrscht - sieht man ei n-
mal von Teilen der CSVab. So fi nden alle Protagonisten, dass
das Verständnis dessen, was Aufgabe der Gemeinden sei n soll,
an die Erfordernisse der heuti gen Zeit angepasst gehören. Bei
den Aufzähl ungen fehlt allerdi ngs, außer bei den Grünen, die
Frauenpolitik. Deshalb beschloss der "Conseil nati onal desfem-
mes du Luxembourg" während der Debatte ei ne Sensibilisie-
rungsakti on vor der Chamber durchzuführen.
Mehr Aufgaben, aber auch mehr Autonomie, solautet ei ne wei-
tere ei nhelli ge Forderung. I nsbesondere soll sich die Kontroll-
funkti on des I nnenministers grundsätzlich auf die Legalität von
kommunalen I nitiativen beschränken und nicht etwa über deren
Opportunität befi nden. Damit die MandatsträgerI nnen i hrer Rol-
le besser gerecht werden können, benöti gen sie auch mehr
"Congé politi que".
Mit der Bejahung der regi onalen Zusammenarbeit geht auch der
Wunsch nach ei ner Reform der Distriktskommissariate ei nher,
ei ner zurzeit stark bürokratisierten Verwaltungsebene zwischen
Staat und Gemeinden. Wie diese Reformaussehen soll, ist aller-
di ngs klärungsbedürfti g. Gleiches giltfür die Forderung nach ei-
ner Neuregel ung der Gemeindenfi nanzierung: Ersatzfür die Aus-
fälle bei der Gewerbesteuer wollen alle, aber für die Verteil ung
gibt es diverse Vorschläge.
Am Ende dieser Debatte wird es, trotz des breiten Konsens,
kaum mehr als ei n paar Motionen geben. Die Reform der Ge-
mei ndegesetzgebung sei ei ne Jahrhundertaufgabe, so Bericht-
erstatter Marco Schank (CSV) i n der Revue. Sei ne Partei jeden-
fallstut alles dafür, dass es mit der Umsetzung bis 2100 dauert.

Nähe zuden BürgerInnen, Projektpartnerin derFerne: Die Aufgaben einer Gemeindesind
vielfältig. (Foto: PeterFeist)

Partei dochin zwei der größ-
ten Gemeinden, Differdingen
und Luxemburg, den Bürger-
meister.

DP-Sonderweg
Das erklärt auch die Wich-

tigkeit, welche die DP der
Ausweitung der kommunalen
Zuständigkeiten beimisst.
Paul Helminger, hauptstädti-
scher Bürgermeister, beklag-
te, dass seine Gemeinde sich
zum Beispiel nicht an der
"CowArt"-Aktionhabe beteili-
gen können. "Minister Wolter
fand, wir dürften kein kom-
merzielles Risiko eingehen.
Solche Begrenzungen stehen
nicht in Einklang mit der Fle-
xibilität, über die eine moder-
ne Gemeinde heute verfügen
muss." Docher möchte weiter
gehen: "Unsere Dienstleistun-
gen müssen nicht ausschließ-
lich von Gemeindeverwaltun-
gen oder -diensten erbracht
werden. Es muss möglich
sein, sich mit demPrivatsek-
tor zusammenzuschließen."
Befragt, wie weit man sei-

ner Meinung nach in Sachen
Öffnung und Privatisierung
gehen könne, zeigte sich Eti-
enne Schneider bedeckt. Die
LSAP sei i m Allgemeinen für
den öffentlichen Dienst. Aber
siesei auchfür die Gemeinde-
autonomie und finde die Be-
vormundung durch den In-
nenminister ungesund. Fehl-
entscheidungenkönnedie Be-
völkerung ja bei den Wahlen
bestrafen. In diesem Punkt
könnte sich der viel geschol-
teneCSV-Staat alsletztes Boll-
werk gegen die Liberalisie-
rung erweisen - auch das ist
symptomatisch für die Kom-
plexität des Themas Staat
und Gemeinden.

RaymondKlein


